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Armut ist in modernen Wohlfahrtsstaaten ein
allgegenwärtiges Phänomen, das Öffentlich-
keit wie Wissenschaft gleichermaßen inten-
siv beschäftigt. Die Probleme, die es zu be-
rücksichtigen gilt, sind dabei höchst komplex;
sie umfassen etwa die Fragen, wie Armut zu
definieren und zu messen ist, welche Ursa-
chen sie hat und welche Bevölkerungsgrup-
pen darunter zu subsumieren sind. Schwie-
rig ist auch die Terminologie: Sollte man
von Hilfsbedürftigen, Unterschichten, Ausge-
grenzten, dem Prekariat, Deklassierten, Ge-
fährdeten, randständigen Bevölkerungsgrup-
pen oder schlicht dem „Unten“ sprechen?1

Christoph Lorke nähert sich dem The-
ma in seiner Münsteraner Dissertation his-
torisch, indem er abseits von Fürsorgever-
ordnungen, Richtsatztabellen und Warenkör-
ben „Images“ von Armut in Bundesrepublik
und DDR zwischen 1949 und 1990 unter-
sucht und miteinander vergleicht. Unter ei-
nem solchen Vorstellungsbild wird ein „sozia-
les kognitiv-psychologisches Konstrukt“ ver-
standen (S. 16f.), das in der Öffentlichkeit zu
einer bestimmten Zeit vorherrscht. Die Ei-
genwahrnehmung von mittellosen oder un-
terversorgten Menschen wird hingegen nicht
einbezogen. Übergeordnetes Ziel von Lorkes
Herangehensweise ist es, „auf makrosozialer
Ebene und unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Produktions- und Rezeptionsbe-
dingungen in beiden deutschen Staaten das
Diskursfeld ‚soziale Ungleichheit‘ mit seiner
Dimension ‚Armut‘ in verschiedenen, zeit-
gleich ablaufenden, miteinander verschlun-
genen Diskurssträngen zu erfassen und ih-
re jeweilige Wirkmächtigkeit nachzuvollzie-
hen“ (S. 25f.). Die Materialgrundlage der Stu-
die bildet die Auswertung von Fachliteratur,
politischen Statements und diversen Medien,
insbesondere von Fernsehbeiträgen und Zei-
tungsartikeln.

Das erste von drei übergeordneten Kapiteln
umfasst den Zeitraum 1949 bis 1961. Zunächst

hatte die Bevölkerung in beiden deutschen
Staaten Hungerjahre und eine massenhafte
Verelendung zu ertragen. Nachdem in der
Bundesrepublik noch 1950 etwa 15 Millionen
Menschen in Notunterkünften Zuflucht su-
chen mussten, ging die Zahl der Bedürftigen
durch das „Wirtschaftswunder“ rapide zu-
rück. Die Rentenreform von 1957 drängte die
Armut weiter aus der öffentlichen Wahrneh-
mung, so dass sich Helmut Schelskys Bild der
„nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ nahe-
zu unhinterfragt durchsetzte. Konzeptionell
lebten vielfach autoritär geprägte Traditio-
nen und Armenbilder aus der Vergangenheit
wieder auf, wofür insbesondere der „Deut-
sche Verein für öffentliche und private Für-
sorge“ (DV) stand.2 In der Sowjetischen Besat-
zungszone (SBZ) leitete die Verordnung vom
22. April 19473 den Versuch der SED ein,
eine sozialistische Sozialfürsorge zu etablie-
ren, die letztendlich durch die programma-
tische Überwindung der Armut in der klas-
senlosen Gesellschaft obsolet werden sollte.
Wie im Westen, ging auch in der DDR die
Zahl der Empfänger staatlicher Hilfe konti-
nuierlich zurück; zudem bediente man sich
ähnlicher restriktiver Fürsorgekonzeptionen.
Zu Recht weist Lorke auf die Bedeutung der
deutsch-deutschen Systemkonkurrenz gerade
im Sozialbereich hin, was durch eine Ana-
lyse des nur knapp erwähnten „Forschungs-
beirats für die Fragen der Wiedervereinigung
Deutschlands“ noch deutlich stärker kontu-
riert werden könnte.4

Das zweite Hauptkapitel untersucht den
Zeitraum vom Mauerbau bis zu den frühen
1970er-Jahren. In der Bundesrepublik blie-

1 Vgl. Themenheft „Unten“, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte 65 (2015), Heft 10, <http://www.bpb.de
/apuz/201641/unten> (20.04.2015); darin u.a. Chris-
toph Lorke, „Unten“ im geteilten Deutschland: Diskur-
sive Konstruktionen und symbolische Anordnungen in
Bundesrepublik und DDR (S. 11–17).

2 Vgl. Forum für Sozialreformen. 125 Jahre Deutscher
Verein für öffentliche und private Fürsorge, hrsg. vom
Deutschen Verein, Berlin 2005.

3 Die Datierung der Sozialfürsorge-Verordnung auf den
22.04.1948 (S. 87) ist unzutreffend.

4 Vgl. Matthias Willing, Fürsorge für den „Tag X“. Bun-
desdeutsche Geheimplanungen zur Eingliederung der
DDR-Sozialfürsorge nach der Wiedervereinigung bei-
der deutscher Staaten, in: Nachrichtendienst des Deut-
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 87
(2007), S. 461–469, 499–511.

© H-Net, Clio-online, and the author, all rights reserved.

http://www.bpb.de/apuz/201641/unten
http://www.bpb.de/apuz/201641/unten


ben nach dem Inkrafttreten des Bundesso-
zialhilfegesetzes (BSHG) von 1962 nur noch
Gruppen wie Witwen, Sozialrentner(innen),
Obdachlose und Alleinerziehende unterstüt-
zungsbedürftig bzw. -berechtigt. Mit der Stu-
dentenbewegung und dem einhergehenden
gesellschaftlichen Wandel lockerten sich ver-
krustete und restriktive Strukturen. Durch
die zunehmend kritischen Medien flammten
Kontroversen über gesellschaftliche Armut
auf. Wie stark die Auffassungen divergierten,
zeigt die Quantifizierung der Armutsbevölke-
rung, die 1969/70 von dem Wirtschaftswis-
senschaftler Klaus Lidy mit minimal 0,55 Mil-
lionen und von dem Publizisten Jürgen Roth
mit maximal 14 Millionen Menschen angege-
ben wurde.

In der von Kontinuität geprägten DDR
waren insbesondere Altersrentner(innen) von
Deklassierung und Wohnraummangel betrof-
fen, so dass die Überwindung sozialer Notla-
gen Fiktion blieb. Gemeinsam war in beiden
deutschen Staaten eine moralisierende Grenz-
ziehung zwischen „würdigen“ und „unwür-
digen“ Armen. Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung richteten sich vornehmlich gegen Ob-
dachlose, „Trinker“, „Schmarotzer“, „Asozia-
le“, „Arbeitsscheue“, „Triebhafte“ und „Un-
sittliche“. Als Hauptursache der „Verwahr-
losung“ machte man hüben wie drüben ein
unzulängliches Bildungsniveau aus, wobei
als gemeinsamer deutsch-deutscher „Armuts-
Seismograf“ der Fernseher identifiziert wur-
de (S. 214). In der Bundesrepublik war das
mediale Bild der sozialen Verhältnisse in der
DDR erwartungsgemäß negativ konnotiert,
bei insgesamt abnehmendem Interesse. Das
„Image“ im Osten war laut Lorke noch einsei-
tiger, da „gebetsmühlenartig und unermüd-
lich [...] bei Berichten über soziale Missstände
in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung
kontrastiv die ‚soziale Sicherheit‘ der DDR
hervorgehoben“ wurde (S. 232).

Der dritte Hauptabschnitt, der der „‚Ar-
mut‘ nach dem ‚Boom‘“ gewidmet ist, setzt
im Jahr 1973 ein und schließt mit dem Zu-
sammenbruch der DDR ab. In der Bundesre-
publik war zunächst die „Neue Soziale Fra-
ge“ zu registrieren (von Heiner Geißler mit ei-
ner Streitschrift von 1976 auf den Begriff ge-
bracht), eine bemerkenswerte Sozialstaatskri-
tik von „rechts“, mit der die CDU ihr sozi-

alpolitisches Profil schärfen wollte. Seit dem
Regierungswechsel 1982 gewann die Frage
nach der „neuen Armut“ an Brisanz und wur-
de zu einem innenpolitischen Dauerthema.
Während die Oppositionsparteien SPD und
Grüne, die Kirchen, Wohlfahrtsverbände und
der DGB wiederholt die Zunahme von Ver-
elendungserscheinungen anprangerten, wie-
sen die Regierungsparteien CDU, CSU und
FDP sowie konservative Medien die Vorwür-
fe entschieden zurück. Als Gegenargument
führten sie unter anderem die viel dramati-
schere Versorgungslage in Entwicklungslän-
dern ins Feld. In der DDR blieben Rent-
ner(innen) die zentrale Problemgruppe. Des
Weiteren versuchte die SED mit einer Image-
Kampagne, das Ansehen kinderreicher Fami-
lien in der Bevölkerung zu verbessern. Für
die späten 1980er-Jahre stellt Lorke in der
DDR eine Tendenz zu differenzierteren Be-
trachtungsweisen von Armut fest, so dass
er von einem „seichten Paradigmenwechsel“
spricht (S. 348), der phasenverschoben zur
Bundesrepublik eingesetzt habe. Die Untersu-
chung wird abgerundet durch Schlussbemer-
kung, Abkürzungs-, Quellen- und Literatur-
verzeichnis sowie Personenregister.

Christoph Lorkes materialreiche Dissertati-
on zeichnet die bereits intensiv erforschte Ar-
mutsentwicklung in beiden deutschen Staa-
ten meist zuverlässig nach. Die in diesem Zu-
sammenhang auftretenden „Images“ wieder-
holen und widersprechen sich partiell, wo-
bei oftmals die Verwendung von Stereoty-
pen zu konstatieren ist. Durch die Beleuch-
tung der diskursiven Metaebene gelingt der
Nachweis, dass der facettenreiche Begriff der
Armut nicht selten einer politischen Instru-
mentalisierung unterlag. Skandalisierung, Re-
lativierung und Negierung von Armut wur-
den genutzt, um die jeweiligen innenpoliti-
schen Akteure, Teile der randständigen Be-
völkerung oder den Systemgegner zu diskre-
ditieren und eigene Intentionen durchzuset-
zen. Selbst wenn der deutsch-deutsche Ver-
gleich der Armuts-„Images“ wegen mangeln-
der pluralistischer Strukturen der Politik und
der Medienlandschaft in der DDR nicht rest-
los überzeugt, kommt der Studie das Ver-
dienst zu, auf die Ideologisierung und In-
dienstnahme der Medien in beiden deutschen
Staaten hinzuweisen und diesbezüglich das
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Problembewusstsein zu schärfen.

HistLit 2015-2-088 / Matthias Willing über
Lorke, Christoph: Armut im geteilten Deutsch-
land. Die Wahrnehmung sozialer Randlagen in
der Bundesrepublik und der DDR. Frankfurt am
Main 2015, in: H-Soz-Kult 08.05.2015.

© H-Net, Clio-online, and the author, all rights reserved.


